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Schule Schweiz, 24. April 2016 

Deutliches Bekenntnis zur Bildungshoheit der Kantone  
 

An der Appenzeller Landsgemeinde vom 24. April 2016 war der Lehrplan 21 erstmalig in der 
Schweiz Gegenstand einer kantonalen Volksabstimmung. Angestossen worden war die Diskus-
sion in Appenzell Innerrhoden durch die Einzelinitiative «Für eine starke Volksschule» von Paul 
Bannwart. Nachdem Erziehungsdirektor und Landammann Roland Inauen dem Initianten weit-
reichende Zugeständnisse gemacht hatte, wollte dieser seinen Vorstoss zurückziehen. Dies war 
nicht mehr möglich, weil das Landsgemeindemandat ï so heisst in Appenzell Innerrhoden das 
Abstimmungsbüechli ï bereits verschickt worden war. Deshalb gelangte die Initiative am 24. 
April doch zur Abstimmung und wurde nach einer klaren Stellungnahme von Landammann In-
auen für die kantonale Schulhoheit von der Landsgemeinde abgelehnt. 

 
 
 

 

 

 

 

 
Wir halten uns an die Bundesverfassung, doch 
auch der Bund sollte dies tun. 
Bild: Lutz Wittenberg 
 

Deutliches Bekenntnis zur Bildungshoheit der Kantone, Lutz Wittenberg, 24.4. 
 
Unter anderem war dem Initianten vom Erziehungsdirektor zugesichert worden, dass in Appen-
zell Innerrhoden keine Absicht besteht, das selbstgesteuerte oder individualisierte Lernen ge-
genüber anderen Unterrichtsmethoden zu bevorzugen. Daher würden im Kanton die Schulzim-
mer auch nicht in sogenannte Lernlandschaften umgestaltet werden, in welchen die Schüler mit 
Hilfe des Computers oder anderer durch die Lehrperson bereitgestellter Mittel für sich alleine 
lernen sollen. Auch würden die Lehrpersonen weiterhin für die Klassenführung verantwortlich 
sein; eine Veränderung der Lehrerrolle in Richtung eines Coachs oder Lernbegleiters sei nicht 
vorgesehen. 
 
An der Landsgemeinde bekräftigte der Landammann noch einmal, dass der Lehrplan 21 in Ap-
penzell Innerrhoden nicht einfach übernommen werde: «Ich möchte an dieser Stelle noch ein-
mal klar und deutlich sagen, dass der Kanton Appenzell Innerrhoden den Lehrplan in einer mo-
deraten und eigenständigen Form umsetzen wird. Aus dem Lehrplan 21 entsteht der Lehrplan 
Appenzell Innerrhoden, der unserer Kultur, unserer Tradition und auch den christlichen Grunds-
ätzen verpflichtet ist.»  
 
Auch die inhaltlichen Aussagen von Roland Inauen über die zukünftige Gestaltung der Appen-
zeller Schule weichen weit vom Lehrplan 21 ab. «Die Einführung einer Basisstufe ï das wäre 
eine Zusammenlegung vom Kindergarten mit der ersten und zweiten Klasse ï ist bei uns kein 
Thema. Der Landsgemeindebeschluss von 2008 wird ohne Wenn und Aber respektiert. Das 
erste Kindergartenjahr bleibt bei uns freiwillig. Der Kanton Appenzell Innerrhoden wird zudem 
jährlichen Standardtests auf eidgenössischer Ebene mit grosser Zurückhaltung begegnen.» 
 
Besondere Bedeutung auch für andere Kantone haben die Aussagen des Erziehungsdirektors 
in Bezug auf den Unterricht der zweiten Fremdsprache, die in Appenzell seit jeher erst auf der 
Oberstufe unterrichtet wird. «In der Frage des Französischunterrichts haben wir schon ein paar-
mal gesagt, was es zu sagen gibt. Im Gegensatz zu anderen Kantonen haben wir grosse Erfah-

https://3.bp.blogspot.com/-cg5LDEVACbU/Vx0vVV3srzI/AAAAAAAAJ08/xcQGc43Nvisf9RarNYozGEDka0kl1P60wCLcB/s1600/ai.jpg
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rung mit unserem Modell, das in der dritten Klasse mit Englisch anfängt. Der Start des Franzö-
sischunterrichts soll auch in Zukunft erst in der Oberstufe beginnen. Das hat den Vorteil, dass 
der Unterricht mit mehr Stunden, viel intensiver und erst noch in homogeneren Klassen und mit 
speziell für Fremdsprachen ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrern abgehalten wird. In Artikel 
15 Absatz 3 des eidgenössischen Sprachengesetzes heisst es, dass sich der Bund und die 
Kantone im Rahmen ihrer Zuständigkeiten dafür einsetzen, dass die Schüler am Ende der obli-
gatorischen Schulzeit über Kompetenzen in mindestens einer zweiten Landessprache und einer 
weiteren Fremdsprache verfügen sollen. Der Bund gibt also das Ziel vor, das wir mit jeder Ga-
rantie erreichen.»  
 
Zu diesen klaren Worten aus Appenzell ist zu bemerken, dass dem Kanton Thurgau, der vor 
kurzem entschieden hat, den Beginn der zweiten Fremdsprache wie Appenzell Innerrhoden auf 
die Oberstufe zu verlegen, von einzelnen Bildungspolitikern und sogar von Seiten eines Bun-
desrates Strafmassnahmen angedroht worden sind. Die Stellungnahme von Landammann Ro-
land Inauen zu solchen unzulässigen Eingriffen des Bundes in die kantonale Bildungshoheit 
liess an Klarheit nichts zu wünschen übrig. «Der Weg zum Ziel ist aber Sache der Kantone. Da-
rum verstehen wir nicht, dass der Bund uns jetzt auch den Weg vorschreiben will. Das ist ein 
massiver Eingriff in das verfassungsmässige Recht der Kantone. Schliesslich heisst es in Artikel 
62 Absatz 1 unserer Bundesverfassung deutsch und deutlich: āF¿r das Schulwesen sind die 
Kantone verantwortlich.ô Daran halten wir uns, und daran soll sich auch der Bund halten.»  
 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_me-

dium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29   

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/deutliches-bekenntnis-zur.html?utm_source=feedburner&utm_medium=email&utm_campaign=Feed:+SchuleSchweiz+%28Schule+Schweiz%29
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Tagblatt, 27. April 2016 

Kantonsrat gegen Harmos-Austritt 
 

 

 

 

 

 

Das Harmos-Konkordat beziehungsweise des-

sen Auswirkungen auf den Schulbetrieb stehen 

immer wieder in der Kritik. (Bild: GAETAN 

BALLY (KEYSTONE))  

Der St.Galler Kantonsrat hat über eine Volksinitiative beraten, die als ersten 

Schritt den Ausstieg aus dem Harmos-Konkordat verlangt. Sie richtet sich auch 

gegen die Einführung des Lehrplans 21. Die Initiative wurde vom Rat mit 78 ge-

gen 30 Stimmen abgelehnt. 

Mit der Initiative "Ja zum Ausstieg aus dem Harmos-Konkordat" will die Vereinigung "Starke 

Volksschule St.Gallen" die Einführung des Lehrplans 21 sowie vor allem den Unterricht einer 

zweiten Fremdsprache in der Primarschule verhindern. 

 

Dafür braucht es allerdings zuerst einen Austritt des Kantons aus der interkantonalen Vereinba-

rung über die Harmonisierung der Schulen (Harmos). Deshalb ist die Volksinitiative, über die 

voraussichtlich im Herbst abgestimmt wird, nur ein erster Schritt, um andere Ziele zu erreichen. 

 

Regierung und Kommission dagegen 
Die St.Galler Regierung lehnte die Initiative ab. Die von den Initianten erhoffte Freiheit zur selb-

ständigen Festlegung von wichtigen Eckpunkten im Schulwesen werde so nicht herbeigeführt: 

Laut einem Urteil des St.Galler Verwaltungsgerichtes ermögliche es auch ein Austritt aus dem 

Konkordat nicht, in der Primarschule nur noch eine statt wie bisher zwei Fremdsprachen zu un-

terrichten. 

 

Die vorberatende Kommission hatte die Initiative ebenfalls klar abgelehnt. Harmos sei grund-

sätzlich der richtige Weg, stellte sie fest. Der Optimierungsbedarf für das Fach Französisch sei 

bereits erkannt. 

 

In der Debatte sprachen sich die Fraktion von SP-Grünen, BDP/GLP, FDP und CVP-EVP gegen 

die Initiative aus. Die Sprecherinnen und Sprecher räumten ein, dass es Verbesserungsmöglich-

keiten im Fremdsprachenunterricht gebe. Die Probleme müssten allerdings innerhalb von Har-

mos gelöst werden. Erinnert wurde daran, dass die Delegierten des Kantonalen Lehrerverbandes 

(KLV) sich mit 100 zu 0 Stimmen für einen Verbleib bei Harmos ausgesprochen hätten. 

 

SVP mehrheitlich für Initiative  
Der Sprecher einer Mehrheit der SVP-Fraktion erklärte, die versprochene Harmonisierung habe 

sich als Mogelpackung erwiesen. Ein Austritt sei "ein Gebot der Stunde" und der erste Schritt für 

eine bessere Volksschule. 

 

http://static1.tagblatt.ch/storage/org/6/9/2/2695296_0_7ad863fb.jpg?version=1461745393
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Bildungschef Stefan Kölliker (SVP) warnte, * die Initiative sei nur der Start: "Sie werden uns 

mit weiteren Initiativen eindecken, weil sie mit der Schule nicht zufrieden sind." Damit werde 

aber die Qualität gefährdet: Überall dort, wo es in der Schule um Leistungsvergleiche gehe, stehe 

der Kanton St.Gallen heute an der Spitze. St.Gallen sei zudem systemrelevant: Wenn der Kanton 

aus Harmos austrete, werde der Bund eingreifen, kündigte Kölliker an. Die Probleme seien zu-

dem erkannt. Mit mehreren Massnahmen werde der Französischunterricht verbessert. Ein Aus-

stieg aus Harmos wäre deshalb "das Falscheste, was man machen kann". 

 

Der Kantonsrat lehnte die Initiative schliesslich mit 78 zu 30 Stimmen ab. Auf einen Gegenvor-

schlag wurde mit 107 zu 2 Stimmen bei einer Enthaltung verzichtet. (sda) 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Aus-

tritt;art122380,4604197  

*Stellungnahme zu den Falschaussagen von RR Kölliker: 

Starke Volksschule St. Gallen will die gute St. Galler Volksschule, wie sie bis jetzt sehr erfolgreich war, 

vor den Experimenten der EDK-Bürokraten (HarmoS / Lehrplan 21) verschonen, damit der hohe Stand 

der Erziehung und Bildung in unserem Kanton aufrechterhalten werden kann.  

SG ist gleich Ăsystemrelevantñ wie alle anderen Kantone, wie AI, TG, GR, GL und ZH (auch im HarmoS), 

welche die Fremdsprachenfrage selbständig lösen wollen. Zu den Drohungen mit dem eidgenössischen 

Schulvogt hat Bruno Dudli im Kantonsrat klar Stellung genommen.  

Starke Volksschule St. Gallen 

  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Austritt;art122380,4604197
http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/stgallen/kantonstgallen/tb-sg/Kantonsrat-gegen-Harmos-Austritt;art122380,4604197


5 

Kantonsratsdebatte, 27.4.2016 

Votum von Kantonsrat Bruno Dudli, 27.4.2016 

Sehr geehrter Kantonsratspräsident, 
sehr geehrte Damen und Herren beider Räte 

Das HarmoS-Konkordat umfasst zurzeit 15 Kantone; elf Kantone sind dieser Vereinbarung bis-
lang nicht beigetreten; in sieben von ihnen wurde ein Beitritt durch Volksabstimmungen abge-
lehnt. Im November 2008 trat der Kanton St. Gallen mit knappem Volksentscheid dem HarmoS-
Konkordat bei. Im Abstimmungskampf wurde argumentiert, der interkantonale Schulwechsel 
werde aufgrund der "Harmonisierung" jederzeit problemlos möglich. 

Wie ist der aktuelle Stand? HarmoS setzt diese Erwartung nicht um; es wird lediglich in insgesamt 
drei sogenannten Zyklen unterrichtet, welche jeweils drei bis vier Jahre umfassen, d.h. eine Über-
prüfung verbindlicher Jahrgangsziele bzw. verlässlicher Bildungsziele am Ende eines JEDEN der 
elf Schuljahre wird nicht gewährleistet. Das Hauptargument der seinerzeitigen HarmoS-Befürwor-
ter ï die Gewährleistung des jederzeit problemlosen kantonalen und insbesondere interkantona-
len Schulwechsels ï wurde eben NICHT umgesetzt. Die versprochene Harmonisierung entpuppt 
sich als Mogelpackung.  

Die gegenständliche Einheitsinitiative verlangt den Austritt des Kantons St. Gallen aus dem Har-
moS-Konkordat. Zur Begründung wird angeführt, dass die Mehrheit der deutschsprachigen Kan-
tone (vor allem die Kantone um St. Gallen herum) HarmoS nicht beigetreten sind und die dem 
Konkordat beigetretenen Kantone sich nicht mal auf die wesentlichsten Punkte einigen konnten. 
Die HarmoS-Kantone sind GEZWUNGEN, in der Primarschule zwei Fremdsprachen zu lehren; 
HarmoS regelt aber nicht, mit welcher Fremdsprache die Kantone in der dritten Primarklasse zu 
beginnen haben. Wie auch immer: Gleich zwei Fremdsprachen in der Primarschule ï für Kinder 
mit Migrationshintergrund ist's bereits die dritte ï ist eine grosse Belastung für die Kinder, die 
Schule und den Steuerzahler. Die Initiative möchte sich dieser Fesseln befreien und dem Kanton 
wieder mehr Handlungsfreiheit verschaffen. 

Neun Jahre nach der Abstimmung über die revidierten Bildungsartikel in der Bundesverfassung 
legte die EDK am 1. Juli 2015 erstmals einen Bericht zur Harmonisierung der obligatorischen 
Schule vor. Die EDK zieht positive Bilanz. Die obligatorische Schule ï auch der Sprachenunter-
richt ï war noch nie so weitreichend harmonisiert wie heute. UND Zitat: Bundesinterventionen 
sind NICHT notwendig. Diese Aussagen gelten übrigens für alle Kantone, egal ob HarmoS-Kan-
ton oder nicht. 

Die im Bericht und Antrag der Regierung unter Ziffer 3.2 erwähnte Drohung, man würde mit dem 
HarmoS-Austritt den Bund provozieren, Zwangsmassnahmen zu ergreifen, ist somit schlicht halt-
los und falsch. Diesbezüglich sei zudem auf Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b der Bundesverfas-
sung verwiesen, wonach der Bund im Schulwesen NUR hinsichtlich der in Artikel 62 Absatz 4 
genannten Bereiche interkantonale Verträge allgemein verbindlich erklären oder Kantone zur Be-
teiligung an interkantonalen Verträgen verpflichten kann! 

Über eben diesen Artikel 62 der Bundesverfassung diskutierte die voKo rege. Darin sind 

a) die Zuständigkeit für das Schulwesen sowie 

b) die Pflichten der Kantone im Schulwesen aufgeführt. 

So besagt Artikel 62 Abs. 1 Bundesverfassung: 

Für das Schulwesen sind die KANTONE zuständig, NICHT der Bund. 

Und Artikel 62 Abs. 4 Bundesverfassung hält unmissverständlich fest: 

Kommt auf dem Koordinationsweg keine Harmonisierung des Schulwesens in den Bereichen 
- Schuleintrittsalter 
- Schulpflicht 
- Dauer und Ziele der Bildungsstufen und von deren Übergängen 
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- Anerkennung von Abschlüssen 
zustande, so erlässt der Bund die notwendigen Vorschriften. 

Hier kommt nun das HarmoS-Konkordat zur Debatte. Dieses geht in Artikel 3 allgemein auf die 
übergeordneten Ziele der obligatorischen Schule ein und nennt dabei explizit die folgenden Be-
reiche: 

Sprachen, Mathematik und Naturwissenschaften, Sozial- und Geisteswissenschaften, Musik, 
Kunst und Gestaltung sowie Bewegung und Gesundheit.  

Der nachfolgende Artikel 4 geht etwas vertiefter auf den vorgenannten Artikel 3 des HarmoS-
Konkordats ein. Interessanterweise jedoch NUR auf den Bereich Sprachen. Demnach muss die 
erste Fremdsprache spätestens ab dem 5. Schuljahr ï d.h. ab der 3. Primarklasse ï und die 
zweite Fremdsprache spätestens ab dem 7. Schuljahr ï d.h. ab der 5. Primarklasse ï unterrichtet 
werden. 

Führt man sich dies zu Gemüte, lässt sich unschwer feststellen, dass 

1. das HarmoS-Konkordat mit ihrem Artikel 4 eindeutig über die Vorgaben der Bundesverfassung 

hinaus schiesst, 

2. das HarmoS-Konkordat die HarmoS-Kantone insbesondere hinsichtlich des Sprachenunter-

richts stark einengt bzw. bevormundet und 

3. die Drohkulisse unter Bezug auf Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b in sich zusammenfällt. 

Apropos Drohkulisse: Seit dem Jahr 2001 wird in den Primarschulen des Kantons Appenzell In-
nerrhoden Englisch unterrichtet. Französisch wird erst in der Oberstufe unterrichtet. Der Kanton 
Appenzell Innerrhoden ist also NICHT HarmoS-konform! Und trotzdem hielten im Sommer 2015 
sowohl EDK wie auch die Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerates fest, 
mit der Harmonisierungsbilanz zufrieden zu sein; man sehe keinen Bedarf, in die Bildungshoheit 
der Kantone einzugreifen. 

Dies steht denn auch absolut in Einklang mit Artikel 48a Absatz 1 Buchstabe b der Bundesver-
fassung, denn demnach kann der Bund die Kantone NUR zur Erfüllung der vier vorgenannten 
Eckwerte zwingen. Die Bundesverfassung sieht keine Fremdsprachenregelung vor; die Fremd-
sprachenregelung ist ein Konstrukt des HarmoS-Konkordats. 

Und: NUR Nicht-HarmoS-Mitglieder können über die Fremdsprachenregelung frei entscheiden. 

Der Austritt aus dem HarmoS-Konkordat ist demnach nicht nur ein Gebot der Stunde, sondern 
auch aus rechtlicher Sicht statthaft. 

Ein Austritt aus dem HarmoS-Konkordat ist der erste Schritt zu einer besseren Volksschule für 
unsere Kinder und zur freien, bundesverfassungskonformen Koordination unseres Kantons. Ho-
len wir dem Kanton St. Gallen die Zuständigkeiten im Bildungswesen zurück, verschaffen wir uns 
mehr Handlungsfreiheit und entledigen wir uns der Fesseln des HarmoS-Konkordates. Ich bitte 
Sie daher, der Einheitsinitiative zuzustimmen. 

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-
Konkordat-.pdf  

  

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-Konkordat-.pdf
http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Votum-29-15-01-Ausstieg-aus-dem-HarmoS-Konkordat-.pdf
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NZZ am Sonntag 24.4.2016 

Schneider-Ammann will hªrtere Matura 

Der Bildungsminister fordert, dass Maturanden schlechte Noten in Mathematik und Spra-

che nicht so leicht kompensieren können. Nun suchen die Kantone Lösungen. 

von René Donzé  

Bildungsminister Johann Schneider-Ammann ist nicht zufrieden mit dem Niveau der Schweizer 

Maturanden. Dies hat er schon verschiedentlich durchblicken lassen. Auch in einem Interview 

mit dieser Zeitung hielt er einmal fest, er hätte lieber etwas weniger, dafür bessere Maturanden. 

Nun lässt er seinen Worten Taten folgen und verlangt von der Konferenz der kantonalen Erzie-

hungsdirektoren (EDK) härtere Massstäbe für die Matura. 

Nachzulesen ist dies in der von ihm verschickten Stellungnahme seines Departements für Wirt-

schaft, Bildung und Forschung (WBF) zu den von der EDK geplanten Massnahmen zur Verbes-

serung der Studierfähigkeit der Maturanden. Darin werden deutliche Töne angeschlagen: Das 

WBF ist der Ansicht, dass die Bedingungen zum Bestehen des Maturitätszeugnisses jetzt über-

prüft werden sollten. Und weiter heisst es: Allgemein müssen die Regeln dahingehend abgeän-

dert werden, dass es schwieriger ist, Lücken in den wichtigsten Fächern zu kompensieren. Ge-

meint sind damit vor allem Mathematik und die Erstsprache, also Deutsch in der Deutsch-

schweiz, Französisch in der Romandie und Italienisch im Tessin.  

Selektivere Kriterien 

Zwar hat die EDK jüngst beschlossen, Mindestanforderungen in Sprache und Mathematik, die 

die Schüler erfüllen müssen, in den Rahmenlehrplan der Gymnasien aufzunehmen. Zudem emp-

fiehlt sie den Kantonen, die Maturitätsprüfungen zu harmonisieren. Dies vor dem Hintergrund, 

dass sich vermehrt Hochschulen über die mangelnde Studierfähigkeit der Maturanden beklagen. 

Dies reicht dem Bildungsminister offensichtlich nicht. Vielmehr sollen auch die Bestehensnor-

men für die Matura angepasst werden, fordert er. «Es sind selektivere Kriterien (vor allem in der 

Mathematik und in der Erstsprache) gefordert», heisst es im Brief. 

Heute lautet die Regel, dass im Maturazeugnis jeder Tiefpunkt (Notenpunkt unter einer 4) durch 

zwei Hochpunkte (über einer 4) kompensiert werden muss. Bei 13 Maturitätsnoten kann so auch 

ein mathematisch oder sprachlich schwacher Schüler seine Defizite durch gute Leistungen etwa 

in Musik oder Sport kompensieren. Das will das WBF nun unterbinden, indem die eidgenössi-

sche Maturitätsanerkennungsverordnung angepasst wird. 

Ähnliche Forderungen haben auch mehrere Kantone sowie die Schweizer Gymnasiallehrer und 

Mathematiklehrkräfte erhoben. Im Vordergrund stehen vier Modelle: Aufhebung der Kompensa-

tion ungenügender Noten in Mathe und Sprache, doppelte Gewichtung dieser beiden Fächer, Mi-

nimalpunktzahl 8 in den beiden Fächern, oder dann die 19-Punkte-Regel. Diese besagt, dass die 

Summe der fünf schlechtesten Maturanoten mindestens 19 betragen muss. Damit würde die 

Kompensation ganz schwacher Leistungen erschwert. 

Nun will die EDK das Thema angehen, wie deren Präsident Christoph Eymann bestätigt: «WBF 

und EDK sind übereingekommen, eine Überprüfung der Bestehensnormen gemeinsam an die 
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Hand zu nehmen », sagt der Basler Erziehungsdirektor. Als ersten Schritt werde die Schweizeri-

sche Mittelschulämterkonferenz eine Bestandesaufnahme der bestehenden kantonalen Modelle 

erarbeiten. «Aufgrund des Berichts der Arbeitsgruppe wird die EDK gemeinsam mit dem Bund 

über die weiteren Schritte entscheiden», so Eymann. Die Arbeiten seien «ergebnisoffen», betont 

Eymann. 

Universitäten zufrieden 

Michael Hengartner, Präsident der Hochschulrektorenkonferenz Swissuniversities, begrüsst die 

Initiative von Schneider-Ammann. Die Diskussion gehe in die richtige Richtung. «Eine stärkere 

Gewichtung von Mathematik und Deutsch bei den Maturafächern hat eine Signalwirkung, das 

finde ich gut», sagt der Rektor der Universität Zürich. Man zeigt damit den Gymnasiasten, dass 

diese Kompetenzen sehr wichtig sind für das Studium. Allerdings hänge das Erreichen der Stu-

dierfähigkeit nicht allein an diesen zwei Fächern. Dies sei eine gemeinsame Aufgabe aller Gy-

milehrer. 

Zustimmung kommt auch seitens der Konferenz Schweizerischer Gymnasialrektoren. Deren Prä-

sident Marc König, Rektor der St.Galler Kantonsschule Burggraben, sagt, eine Anpassung der 

Bestehensnormen sei prüfenswert, aber nicht die Lösung für das Problem der teilweise mangel-

haften Studierkompetenzen. Die durch die EDK beschlossene Anpassung des Rahmenlehrplans 

sei eine gute Grundlage für Verbesserungen. Nun liegt es an den Kantonen und den einzelnen 

Gymnasien sicherzustellen, dass möglichst alle Maturanden die formulierten Ziele erreichen. 

Das ist ein anspruchsvoller Weg.  

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schneider-ammann-will-haertere-matura-ld.15773  

http://www.nzz.ch/nzzas/nzz-am-sonntag/bildung-schneider-ammann-will-haertere-matura-ld.15773
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Tagblatt, 27. April 2016 

Werben f¿r die Mittelschule 

Das St. Galler Kantonsparlament hat die Regierung beauftragt, eine Informations-
kampagne für die Mittelschule zu lancieren. Dadurch soll die Maturaquote anstei-
gen. Die SVP wollte den Auftrag streichen ï und scheiterte nur knapp. 

ADRIAN VÖGELE 

ST. GALLEN. Die tiefe Maturaquote des Kantons St. Gallen gibt schon länger zu reden. Die Re-

gierung hält eine «massvolle Erhöhung» der Quote für erstrebenswert, wie es im Bericht «Per-

spektiven der Mittelschule» heisst ï vor allem, weil die Wirtschaft hochqualifizierte Arbeits-

kräfte benötige. Es gehe darum, das Potenzial an Jugendlichen, die für die Mittelschule in Frage 

kämen, auszuschöpfen. 

Gestern hat das Kantonsparlament den Bericht behandelt. Die Fraktionen lobten die ausführliche 

Darstellung der aktuellen Situation der Mittelschule. Viele Votanten bemängelten jedoch, bezüg-

lich der Maturaquote sei keine klare Strategie erkennbar. Bildungschef Stefan Kölliker entgeg-

nete, es handle sich um ein Arbeitspapier mit Ideen, die teilweise erst noch konkretisiert werden 

müssten. Dazu zähle etwa die Schaffung von Klassenzügen für Begabte in ländlichen Regionen. 

«Beschämender Zustand» 

Die vorberatende Kommission formulierte drei Aufträge: Erstens die Lancierung (und Finanzie-

rung) einer Informationskampagne, um mehr Mittelschüler zu gewinnen. Zweitens seien die 

Schulleitungen durch eine Personalaufstockung von 500 Stellenprozent zu entlasten, damit sie 

sich wieder stärker ihren Kernaufgaben widmen könnten. Drittens wollte die Kommission einen 

Ausbau der Schulräume prüfen lassen. 

Die tiefe Maturaquote sei ein «beschämender Zustand», sagte Max Lemmenmeier (SP). Sie stehe 

in direktem Zusammenhang mit den verfügbaren Räumen, denn die Schülerzahlen würden auf 

die Platzverhältnisse abgestimmt. Informationskampagnen und ein Ausbau der Raumkapazitäten 

seien notwendig. Eine höhere Maturaquote habe zudem nicht zwingend ein tieferes Leistungsni-

veau zur Folge. 

55 zu 53 Stimmen 

Richard Ammann (BDP) sagte, bislang sei vor allem für die Berufs- und Fachmittelschule ge-

worben worden, nicht jedoch für das Gymnasium. Hier habe der Kanton einiges nachzuholen 

und müsse dafür auch Geld in die Hand nehmen. Eine Mehrheit der CVP war hingegen für eine 

«kostenneutrale» Informationskampagne. Die SVP beantragte sogar die komplette Streichung 

des Auftrags. Sie scheiterte äusserst knapp: Mit 55 zu 53 Stimmen lehnte der Rat die Streichung 

ab ï und bewilligte die Informationskampagne samt Mehrkosten. 

Auch die anderen Aufträge stiessen auf Widerstand. Die Regierung wandte sich gegen eine 

Überarbeitung der Schulraumplanung. Ein solcher Schritt sei unnötig, sagte Kölliker. Die Mittel-

schulen hätten noch Platzreserven. Auch FDP, SVP und CVP waren dagegen. Gegen die Aufsto-

ckung der Schulleitungen sprach sich nebst den grossen bürgerlichen Fraktionen auch die Linke 

aus. Der Auftrag habe in dieser Vorlage nichts verloren, sagte Lemmenmeier ï er gehöre ins 

Budget oder in eine separate Vorlage. Das Parlament lehnte beide Aufträge ab. 

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Werben-fuer-die-Mittelschule;art120094,4603220  

http://www.tagblatt.ch/ostschweiz/ostschweiz/tb-os/Werben-fuer-die-Mittelschule;art120094,4603220
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Schule Schweiz, 26. April 2016 

Wachrütteln der Bevölkerung  

Einmal mehr werden demokratische Volksrechte mit Füssen getreten.  Die Doppelinitiative soll nicht für 

Unruhe stiften, sondern die Bevölkerung wachrütteln. Was in den Hinterzimmern selbstgenannter Bil-

dungsexperten ausgedacht wurde, findet die Krönung mit der Inkraftsetzung des LP21.  Dass die Schüler 

zukünftig Output ïund nicht mehr Input-orientiert unterrichtet werden, wird mit den obligatorischen Lehr-

mitteln und den neuen elektronischen Testverfahren gewährleistet. Die Lehrpersonen werden zu Lernbe-

gleitern, modern Coaches, ausgebildet, und das selbstgesteuerte Lernen nimmt seinen Lauf. Die Kosten 

für die Bildung steigen ins Uferlose. Die Lehrmittel kosten ein Vielfaches verglichen mit den traditionellen. 

Die Schüler werden zu Einzelkämpfern herangebildet, damit sie später den Generationenvertrag ohne 

Mühe aufkündigen können, denn ob man Humanist oder Egoist wird,  ist nebst der Erziehung, auch eine 

Frage der Bildung. Und darum geht es! Es geht nicht um die gekränkte Eitelkeit einer Präsidentin, oder 

um ein paar Experten, sondern es geht darum, welche Schule möchten wir für unsere Kinder. Darüber 

muss die Gesellschaft sprechen, und zwar in den Lehrerzimmern, den Kirchen, den Stammtischen, in 

den Pendlerzügen, auf den Spielplätzen und am Mittagstisch. Bis jetzt wurde diese Diskussion verwei-

gert. Die Bildung ist dem Volk wichtig. Es ist bereit, viel Geld dafür auszugeben. Deshalb muss jetzt eine 

breite Debatte über die Bildung geführt werden. Das ist gehört zu den Grundrechten und Pflichten des 

Volkes.  

Von Markus Niederdorfer, 26.4. 

 

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/wachrutteln-der-bevolkerung.html  

  

http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/zeitgemasser-lehrplan-21.html
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/zeitgemasser-lehrplan-21.html
http://schuleschweiz.blogspot.ch/2016/04/wachrutteln-der-bevolkerung.html
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Wochenspiegel, 23.4.2016    ( Besser leserlich unter: http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Wospi-23.4.2016.jpg ) 

 
http://www.wochenspiegel.ch/uploads/media/Wospi_23_03_2016.pdf  
 

Mehr dazu:  
 

Website  
IG Schule NiNiHo 

Interessengemeinschaft Schule Niederhasli Niederglatt Hofstetten 
 
SRF, 25. April 2016 

SCHWEIZ AKTUELL  
Sie wehren sich gegen das selbstorganisierte Lernen an der Sekundarschule Niederhasli ZH. 52 Personen reichten 

darum eine Aufsichtsbeschwerde gegen die Schulpflege ein. Die kantonale Bildungsdirektion weist diese nun ab.  

Dieser Link öffnet das Video in einem neuen Fenster.: Video «Niederlage für Schulgegner» abspielen   

http://starkevolksschulesg.ch/wp-content/uploads/Wospi-23.4.2016.jpg
http://www.wochenspiegel.ch/uploads/media/Wospi_23_03_2016.pdf
http://igniniho.webhop.info/wp/
http://tp.srgssr.ch/p/portal?urn=urn%3Asrf%3Aais%3Avideo%3A398f7e76-6f31-4276-8eb9-1c1ac2e29449&autoplay=true&legacy=true&width=640&height=360&playerType=



















